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1. Ausgangslage

Am 5. Februar 2002 wurde die am 17. August 2000 im Amtsblatt publizierte formulierte Geset-
zesinitiative für ein lebendiges Wassernetz Baselland (Gewässer-Initiative) getragen von Pro
Natura, kantonalem Fischereiverband, Natur- und Vogelschutzverband, WWF Schweiz Sektion
Basel, eingereicht. Der Regierungsrat unterbreitet formulierte Gesetzesinitiativen gemäss dem
neuen § 78 a des Gesetzes über die politischen Rechte (GpR; SGS 120) dem Landrat zum Be-
schluss über die Rechtsgültigkeit innert drei Monaten seit der amtlichen Bekanntgabe ihres Zu-
standekommens.

2. Formelle Gültigkeit der Gewässer-Initiative

Mit Datum vom 7. März 2002 publizierte die Landeskanzlei im Amtsblatt das Zustandekommen
der Gewässer-Initiative Baselland mit 2'841 gültigen Unterschriften. Gestützt auf § 28 Abs. 1 der
Kantonsverfassung (KV; SGS 100) sind für das Zustandekommen von formulierten oder nicht
formulierten Gesetzesinitiativen mindestens 1'500 Unterschriften erforderlich. Die Gewässer-In-
itiative Baselland ist damit formell gültig zu Stande gekommen.

3. Materielle Gültigkeit der Gewässer-Initiative

Neben den formellen Voraussetzungen für die Rechtsgültigkeit einer Gesetzesinitiative, ist sie
auch in materieller Hinsicht zu prüfen. Diese Prüfung beschränkt sich auf offensichtlich rechts-
widrige oder unmögliche Inhalte. Als rechtswidrig wird ein Volksbegehren dann angesehen,
wenn damit Rechtsgrundlagen geschaffen werden sollen, die gegen höherrangiges Recht ver-
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stossen würden. Nach dem Kantonsgericht, Abteilung Verfassungs- und Verwaltungsrecht, liegt
eine offensichtliche Rechtswidrigkeit in jenen Fällen vor, bei denen eine solche augenschein-
lich, sichtbar und damit sofort erkennbar ist. Die eingereichte Gewässer-Initiative Baselland ist
deshalb in dieser Hinsicht zu überprüfen.

Gestützt auf § 12 a Abs. 2 der Verordnung zum GpR hat der Rechtsdienst des Regierungsrates
die materielle Gültigkeit eines Volksbegehrens abzuklären. Die Abklärungen des Rechtsdien-
stes des Regierungsrates zeigen, dass zwei Bestimmungen der formulierten Gesetzesinitiative
für ein lebendiges Wassernetz Baselland offensichtlich gegen höherrangiges Recht verstossen.
Es handelt sich dabei zunächst um § 20 Abs. 2 Buchstabe e. Nach dieser Bestimmung bestrei-
tet der Kanton die Ausgaben, die ihm aus diesem Gesetz erwachsen, aus den ordentlichen
Mitteln und aus den zweckgebundenen Beiträgen. Als zweckgebundene Beiträge werden u. a.
die Pachtzinse aus der Fischerei aufgeführt. Gemäss § 126 Abs. 1 KV steht den Gemeinden
das Jagd- und Fischereiregal zu. Nach Abs. 2 dieser Verfassungsbestimmung vermitteln Rega-
lien die ausschliessliche Befugnis zur Betätigung und wirtschaftlichen Nutzung. Demnach ste-
hen die Einnahmen aus der Verpachtung der Fischereirechte den Gemeinden zu. Dieser Sach-
verhalt ist auch in § 3 und den §§ 7 ff. des Fischereigesetzes vom 11. Februar 1999 so festge-
halten. Dementsprechend kann der Kanton über diese Mittel gar nicht verfügen. In diesem
Punkt erweist sich die Initiative als offensichtlich rechtswidrig, weil sie klar und eindeutig gegen
kantonales Verfassungsrecht verstösst. Aufgrund der Stellung und der Bedeutung der Bestim-
mung im Kontext der ganzen Initiative kann sie jedoch nicht zur gänzlichen Ungültigkeit des
Volksbegehrens führen. Vielmehr liegt eine blosse Teilungültigkeit der Initiative in diesem Punkt
vor, weil davon auszugehen ist, dass die Initiative auch ohne diese Bestimmung zu Stande ge-
kommen wäre.

Bei der zweiten Bestimmung, die gegen höherrangiges Recht verstösst, handelt es sich um
§ 22 Abs. 3 Buchstabe c der Gewässer-Initiative. Danach soll eine durch den Regierungsrat zu
wählende Kommission Beiträge bis zu CHF 100'000.-- sprechen können. Bei diesen Ausgaben
ist davon auszugehen, dass es sich um neue und nicht um gebundene Ausgaben handelt. Dies
deshalb, weil die Bestimmung in bezug auf den Umfang der Ausgaben, den Zeitpunkt ihrer Vor-
nahme oder anderer Modalitäten einen derart grossen Handlungsspielraum lässt, dass nicht
von einer gebundenen Ausgabe gesprochen werden kann. Nach § 75 Abs. 1 KV ist der Regie-
rungsrat zuständig „neue einmalige Ausgaben bis zum Betrag von CHF 50'000.-- zu beschlie-
ssen". Neue einmalige Ausgaben von mehr als CHF 50'000.-- fallen in die Zuständigkeit des
Landrates. § 36 Abs. 2 KV ermächtigt jedoch den Gesetzgeber, die Befugnis, neue Ausgaben
endgültig zu beschliessen, an den Landrat oder - nur in Ausnahmefällen! - an den Regierungs-
rat zu delegieren. Eine Delegation von verfassungsmässigen Ausgabenbewilligungskompeten-
zen des Landrates oder des Regierungsrates an eine Kommission sieht die Verfassung nicht
vor. Erwähnter § 22 Abs. 3 Buchstabe c der Gewässer-Initiative ist deshalb von Verfassungs-
wegen unzulässig. Auch in diesem Fall ist davon auszugehen, dass die Initiative ohne diese
Bestimmung zustande gekommen wäre. In der Folge ist nicht die ganze Gesetzesinitiative,
sondern lediglich § 22 Abs. 3 Buchstabe c der Initiative ebenfalls als ungültig zu erklären.

4. Revision des Wasserbaugesetzes

Wegen der in den letzten Jahren erheblich veränderten gesetzlichen und fachtechnischen
Rahmenbedingungen für den Hochwasserschutz wurde, unabhängig von der Gewässer-
Initiative, unter Federführung der Bau- und Umweltschutzdirektion bereits in einem früheren
Zeitpunkt die Revision des kantonalen Wasserbaugesetzes an die Hand genommen. Die Revi-
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sion des Wasserbaugesetzes geht in eine ähnliche Richtung wie sie die Gewässer-Initiative
anstrebt. Abgesehen vom Schutz vor Hochwasserereignissen zielt die Wasserbaugesetzesrevi-
sion auch auf eine ökologische Aufwertung der Gewässer. Gegenwärtig ist dieser Revision-
sentwurf in der Vernehmlassung. Es ist damit zu rechnen, dass dem Landrat der Revisionsent-
wurf zum Wasserbaugesetz Ende 2002 durch den Regierungsrat unterbreitet werden wird. Im
günstigsten Fall kann die Revision des Wasserbaugesetzes im Laufe des kommenden Jahres -
also 2003 - durch den Landrat verabschiedet werden.

5. Behandlungsfrist der Gewässer-Initiative

Gestützt auf § 78 a GpR muss der Regierungsrat dem Landrat in der Regel innerhalb von sechs
Monaten seit der amtlichen Bekanntgabe des Zustandekommens einer formulierten Initiative
eine Vorlage unterbreiten, worin beantragt wird, der formulierten Initiative zuzustimmen oder sie
abzuweisen. Ausserdem ist sie nach § 29 Abs. 2 der KV innert 18 Monaten dem Volk zur Ab-
stimmung vorzulegen. Gestützt auf § 78 a GpR kann der Landrat im Einvernehmen mit dem
Initiativkomitee eine Verlängerung oder Unterbrechung der Behandlungsfrist gemäss § 29
Abs. 2 der KV anordnen. In der vorliegenden Situation - formulierte Gesetzesinitiative Gewäs-
ser-Initiative Baselland einerseits, Gesetzesrevision des Wasserbaugesetzes andererseits -
erscheint es als sinnvoll, die beiden Verfahren zu koordinieren. Mit Schreiben vom 5. Februar
2002 hat das Initiativkomitee vorgeschlagen, die Gewässer-Initiative zusammen mit der Revisi-
on des Wasserbaugesetzes zu behandeln. Sollte dies zur Folge haben, dass die vorgesehenen
gesetzlichen Fristen nicht eingehalten werden können, ist das Initiativkomitee einverstanden,
diese entsprechend zu verlängern.

Der Regierungsrat beantragt deshalb dem Landrat, um genügend Zeit für die Behandlung der
Gewässer-Initiative und der Revision des Wasserbaugesetzes zu haben, die Frist für die Unter-
breitung der Gewässer-Initiative zur Volksabstimmung längstens bis zum 30. Juni 2004 zu er-
strecken. Der Beschluss des dafür zuständigen Landrates ist endgültig.

Mit der Unterbreitung der Revision des Wasserbaugesetzes an den Landrat wird, im Sinne ei-
nes koordinierten Vorgehens, der Regierungsrat ebenfalls einen Antrag über die Zustimmung
oder Ablehnung zur formulierten Gewässer-Initiative unterbreiten.

6. Antrag

Gestützt auf die vorgehenden Ausführungen beantragen wir Ihnen, wie folgt zu beschliessen:

1. Die formulierte Gesetzesinitiative für ein lebendiges Wassernetz Baselland wird als gültig
erklärt. Ausgenommen davon sind die Bestimmungen von § 20 Abs. 2 Buchstabe e und
§ 22 Abs. 3 Buchstabe c der Gesetzesinitiative.

2. Die Frist für die Unterbreitung der Gewässer-Initiative Baselland zur Volksabstimmung wird
bis zum 30. Juni 2004 verlängert.
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Liestal, 21. Mai 2002

Im Namen des Regierungsrates

der Präsident:

Schmid

der Landschreiber:

Mundschin


